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Stadt Winnenden, Rems-Murr-Kreis  
 
 

Satzung zur Änderung der Friedhofssatzung 
(Friedhofsordnung und Bestattungsgebührensatzung) 

 
Aufgrund der §§ 12 Absatz 2, 13 Absatz 1, 15 Absatz 1, 39 Absatz 2 und 49 Absatz 3 Nr. 2 des 
Bestattungsgesetzes in der derzeit gültigen Fassung in Verbindung mit den §§ 4 und 11 der 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg in der derzeit gültigen Fassung sowie den §§ 2, 11 und 
13 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg in der derzeit gültigen Fassung hat 
der Gemeinderat der Stadt Winnenden am 22.11.2022 die folgende Satzung zur Änderung der 
Friedhofssatzung vom  15.12.2020, zuletzt geändert am 27.09.2022, beschlossen: 
 
 

Artikel I 

§§ 15, 17e und 39 erhalten folgende Fassung 

§ 15 

Reihengrabstätten 

(1) Reihengrabstätten sind Einzelgrabstätten, die der Reihe nach belegt werden. Das 
Verfügungsrecht beginnt mit der Bestattung und endet mit Ablauf der Ruhezeit. Die 
Verlängerung des Verfügungsrechtes ist nicht möglich. Es werden Reihengrabstätten für 
Leichen, Aschenbestattungen und Gemeinschaftsanlagen unterschieden. 

(2) Reihengrabstätten können auch Gemeinschaftsgrabstätten sein, deren Gestaltung, Pflege und 
Instandhaltung obliegt der Stadt.  

§ 17 e 

Gärtnerbetreute Urnengrabstätten 

(1) Die Gestaltung, Pflege und Instandhaltung des Gärtnerbetreuten Urnengrabfelds obliegt der 
Stadt. Eine solche Anlage wird für Urnenbeisetzungen als Wahl- oder Reihengrabstätte zur 
Verfügung gestellt. Die Anlage besteht aus mehreren Grabstätten. 

(2) In einer Wahlgrabstätte für Urnenbeisetzungen in einem gärtnerbetreuten Grabfeld können bis 
zu zwei Urnen beigesetzt werden. In einer Reihengrabstätte innerhalb eines gärtnerbetreuten 
Grabfeldes kann eine Urnenbeisetzung durchgeführt werden.  

(3) Es müssen einheitliche Tafeln mit Hinweise auf den Verstorbenen an dem Natursteinsockel 
angebracht werden. Die Tafeln werden von der Stadt nur auf Antrag angebracht. Für die Tafel 
fallen zusätzliche Kosten an. 
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(4) Das Anbringen und Aufstellen von weiteren Gedenksteinen, Bepflanzungen, Grabschmuck und 
anderen Gegenständen ist unzulässig und wird von der Stadt bei Zuwiderhandlung ohne weitere 
Nachricht entfernt. Die Stadt ist zur Aufbewahrung der Gegenstände nicht verpflichtet. 

(5) Soweit sich aus dieser Friedhofssatzung nichts anderes ergibt, gelten die Vorschriften für 
Reihen- und Wahlgrabstätten entsprechend auch für die gärtnerbetreuten Urnengrabstätten. 

§ 39 

Umsatzsteuer 

Soweit die Leistungen, die den in dieser Satzung festgelegten Abgaben, Kostenersätzen und 
sonstigen Einnahmen (Entgelten) zugrunde liegen, umsatzsteuerpflichtig sind, tritt zu den 
Entgelten noch die Umsatzsteuer (Mehrwertsteuer) in der im Umsatzsteuergesetz jeweils 
festgelegten Höhe. 

 

Artikel II 

Inkrafttreten der Änderungssatzung 

(1) Diese Satzungsänderung tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.  

 
 
 
A u s g e f e r t i g t: 
Winnenden, den  
 
 
 
Hartmut Holzwarth  
Oberbürgermeister  
 
 

Hinweis zur vorstehenden Satzung nach § 4 GemO: 
Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung oder aufgrund der 
Gemeindeordnung beim Erlass dieser Satzung kann nur innerhalb eines Jahres nach dieser 
Bekanntmachung unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, 
schriftlich oder elektronisch gegenüber der Gemeinde geltend gemacht werden. Nach Ablauf 
dieser Frist gilt die Satzung als von Anfang an gültig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn die 
Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der 
Satzung verletzt worden sind. Abweichend hiervon kann die Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften auch nach Ablauf der Jahresfrist von jedem geltend gemacht werden, wenn der 
Oberbürgermeister dem Satzungsbeschluss nach § 43 Gemeindeordnung wegen Gesetzwidrigkeit 
widersprochen hat, wenn vor Ablauf der Jahresfrist die Rechtsaufsichtsbehörde den 
Satzungsbeschluss beanstandet hat oder ein anderer die Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften innerhalb der Jahresfrist geltend gemacht hat. 


